
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Es glaubt mir im-
mer keiner, aber 
ich meine es so: 
Mein Platz ist in 
Bayern, und da 
bleibe ich auch.» 

(CSU-Chef Markus 
Söder am Mittwoch auf 
d e r  C S U -
Fraktionsklausur im 
Landtag in München zu 
Spekulationen über eine 
mögliche Kanzlerkandi-
datur.) 
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In dieser Ausgabe:

In zweiter und dritter 
Lesung haben wir diese 
Woche eine Änderung 
der Artikel 104a und 
143h des Grundgeset-
z e s  b e s c h l o s s e n . 
Dadurch besteht eine 
rechtssichere Basis für 
die im Rahmen des 
C o r o n a -
Konjunkturpa-
kets beschlos-
sene finanziel-
le Entlastung 
der Kommu-
nen.  

Dazu zählt der 
r e c h t l i c h e 
Rahmen für 
eine Erhöhung 
des Anteils des 
Bundes an den Ausga-
ben für die Leistungen 
für Arbeitssuchende in 
der Grundsicherung. 
Des Weiteren wird eine 
einmalige Ausnahmere-
gelung geschaffen, die 
es dem Bund ermög-
licht, den Kommunen 
im Jahr 2020 einen 
pauschalen Ausgleich 
der pandemiebedingten 
Gewerbesteuerausfälle 
zu gewähren. Dieser 
wird jeweils zur Hälfte 
durch Bund und Län-
der finanziert. 

Die Länder erhalten 
aus dem Bundeshaus-
halt einen Betrag in 
Höhe von insgesamt 6,1 
Milliarden Euro, um 
die zu erwartenden Ge-

werbesteuermindereinn
ahmen der Gemeinden 
für das Jahr 2020 aus-
zugleichen und so die 
Ausfälle bei der Gewer-
besteuer im Umfang 
von rund 11 Milliarden 
Euro zu kompensieren.  

Zur weiteren 
Stärkung der 
Finanzkraft 
der Kommu-
nen wird der 
Bund dauer-
haft weitere 
25 % und ins-
gesamt bis 
knapp unter 
75 % der 
L e i s t u n ge n 
für Unter-

kunft und Heizung in 
der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende über-
nehmen. Die Entlas-
tung beträgt rund 3,4 
Milliarden Euro pro 
Jahr. 

Die Bundeshilfen ent-
lassen die Länder nicht 
aus ihrer verfassungs-
mäßigen Verantwor-
tung für eine aufgaben-
angemessene und aus-
kömmliche Finanzaus-
stattung ihrer Kommu-
nen. Auch sind die Bun-
desmittel kein Beitrag 
zur Konsolidierung von 
L a n d e s h a u s h a l t e n . 
Denn für die Kommu-
nalfinanzen sind nach 
dem Grundgesetz die 
Länder zuständig. Der 

Bund hat in den letzten 
Jahren massiv die Län-
der und Kommunen ent-
lastet. In der Verteilung 
der Steuereinnahmen 
macht sich dies inzwi-
schen stark bemerkbar. 
Der Bund wird dieses 
Jahr erstmals ein gerin-
geres Umsatzsteuerauf-
kommen als die Länder 
haben. Die Länder und 
Kommunen werden be-
reits 2021 das Vorkrisen-
niveau bei den Steuerein-
nahmen erreichen, der 
Bund erst 2023. 

Daher lehnen wir einen 
Überbietungswettbewerb 
ab, was der Bund über 
das Jahr 2020 hinaus 
noch weiter für die Kom-
munen leisten soll. Die 
Forderungen ignorieren 
die verfassungsmäßige 
Ordnung und verkennen 
das Ausmaß der schon 
vorher bereitgestellten 
Hilfsleistungen.  

Wir begrüßen vor diesem 
Hintergrund die erwei-
terten Berichtspflichten 
für die Länder hinsicht-
lich der Verwendung der 
Mittel zum Ausgleich der 
Gewerbesteuerminder-
einnahmen. Wir erwar-
ten, dass die Länder die-
ser erweiterten Berichts-
pflicht zustimmen und 
ihre Kommunen nicht 
aus Angst vor Transpa-
renz im Regen stehen 
lassen.  

CORONA-Hilfen für Kommunen 

Freitag, 18. September 2020 
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Deutschland bereits jetzt über-
proportional zum gemeinsamen 
EU-Ziel beiträgt. Das kann 
aber nicht beliebig so fortge-
schrieben werden. Wenn der 
Lastenverteilungsschlüssel 
zwischen den einzelnen 
EU-Mitgl iedstaaten 
nicht geändert wird, 
drohen Deutschland 
Reduktionspflichten 
weit jenseits der 65 
Prozent. 

Mit dem Zielpfad, der 
im vergangenen Jahr 
im Rahmen des natio-
nalen Klimapakets fest-
gelegt wurde, bewegen wir uns 
aber bereits auf dem schmalen 
Grat des wirtschaftlich und so-
zial Verantwortbaren. Die 
Coronakrise mit ihren wirt-
schaftlichen Verwerfungen be-
lastet unsere Wirtschaft und 
Gesellschaft derzeit zusätzlich 
und dürfte noch nicht ausge-
standen sein. 

EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen hat die-
sen Mittwoch vorgeschlagen, 
das EU-Klimaziel für 2030 zu 
verschärfen. Dem Plan zufol-
ge soll der EU-weite Treib-
hausgasausstoß um mindes-
tens 55 Prozent gegenüber 
1990 verringert werden, statt 
wie ursprünglich geplant um 
40 Prozent.  

Der Vorschlag für eine so 
drastische Verschärfung des 
Ziels ist für unser Land als 
Industriestandort aufgrund 
der zu erwartenden wirt-
schaftlichen und sozialen Fol-
gen mit hohen Risiken ver-
bunden. Das im Bundes-
Klimaschutzgesetz festge-
schriebene Ziel einer 55-
prozentigen Minderung des 
Treibhausgasausstoßes auf 
nationaler Ebene ist auf das 
bislang gültige EU-Klimaziel 
von 40 Prozent abgestimmt. 
Dies verdeutlicht, dass 

Klimaschutz braucht keinen 
Überbietungswettbewerb, 
sondern marktwirtschaftliche 
Ansätze, Pragmatismus und 
Offenheit für Innovationen. 
Technologische Sprünge sind 

unabdingbar, wenn 
wir das Ziel der 
Treibhausgasneut-
ralität 2050 errei-
chen wollen. 

Die Bundesregie-
rung muss deshalb 
bei den EU-
Verhandlungen da-
für eintreten, dass 
alle Mitgliedstaa-

ten mit vergleichbaren An-
strengungen zum Erreichen 
des Klimaziels beitragen. Ei-
ne faire Lastenverteilung in 
Europa ist das Gebot der 
Stunde. Wir sind gespannt, 
welche Unterstützung die 
V o r s c h l ä g e  d e r  E U -
Kommission unter dieser Be-
dingung finden. 

Kein Überbietungswettbewerb beim Klimaschutz 

Jobs bis 2022 gesichert 
einem guten Weg. Noch sind vie-
le Menschen, Unternehmen und 
Branchen von Arbeitsausfällen 
betroffen. Daher freue ich mich, 

dass die Verlängerung 
des Kurzarbeitergeldes 
nun auf den Weg ge-
bracht wurde. So bau-
en wir eine Brücke in 
das Jahr 2022 gebaut. 

Gleichwohl darf struk-
tureller Anpassungsbe-
darf bei Unternehmen 
nicht aus dem Blick 
geraten. Vor diesem 
Hintergrund halte ich 

es für wichtig und richtig, wenn 
im weiteren Verlauf Hilfsmaß-
nahmen und Sonderregelungen 
angepasst werden.  

Das Bundeskabinett hat die-
sen Mittwoch das Beschäfti-
gungssicherungsgesetz ver-
abschiedet. Die besonderen 
Regelungen für den 
erleichterten Bezug 
von Kurzarbeiter-
geld, helfen die Aus-
wirkungen der 
Corona-Krise abzu-
federn. Ohne diese 
Maßnahmen wäre 
der Anstieg der Ar-
beitslosigkeit viel 
höher ausgefallen. 
Damit haben wir 
Arbeitsplätze und 
Unternehmen gesichert. 

Die Krise ist noch nicht über-
standen, aber wir sind auf 

So ist die vollständige Übernah-
me der Sozialversicherungsbei-
träge durch die Bundesagentur 
für Arbeit ab dem 1.7.2021 bis 
längstens zum 31.12.2021 nur 
noch dann möglich, wenn Be-
triebe die Kurzarbeit für ihre 
Beschäftigten nutzen, um diese 
fort- oder weiterzubilden. Am 
Ende kommt es nicht nur da-
rauf an die Krise durchzu-
stehen, sondern insbesondere 
auch, sich auch fit für die Her-
ausforderungen der Zukunft zu 
machen.  

Denn alle sozialen Wohltaten 
können nur dann und solange 
gewährt werden, wenn sie an 
anderer Stelle jemand erwirt-
schaftet bzw. erarbeitet. 
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Änderung des Bundeswahlrechts  

ter Stoffe überprüft werden. 
Hemmnisse müssen jetzt 
schnell abgebaut werden. 

Besonders wichtig ist es, die 
Kreislaufwirtschaft mit einem 
möglichst geringen bürokrati-
schen Aufwand für die Unter-
nehmen weiterzuentwickeln. 
Deshalb haben wir als Unions-
fraktion unter anderem durch-
gesetzt, dass die Anforderun-
gen an die Unternehmen bei 
der Bereitstellung von Daten 
zur Chemikaliensicherheit auf 
das unbedingt notwendige 
Maß beschränkt werden. 

Verteilung der Sitze in der zwei-
ten Verteilung, um eine föderal 
ausgewogene Vertei-
lung der Bundestags-
mandate zu gewährleis-
ten.  

Zur Verminderung der 
Bundestagsvergröße-
rung wird für die Bun-
destagswahl 2021 mit 
dem Ausgleich von 
Überhangmandaten erst nach 
dem dritten Überhangmandat 
begonnen.  

Ein weiterer Aufwuchs wird 
auch durch Anrechnung von 
Wahlkreismandaten auf Listen-
mandate der gleichen Partei in 

anderen Ländern vermieden, 
wobei der erste Zuteilungs-

schritt so modifiziert wird, 
dass weiterhin eine föderal 
ausgewogene Verteilung 
der Bundestagsmandate 
gewährleistet bleibt.  

Ab dem 1. Januar 2024 
wird zusätzlich die Zahl 
der Wahlkreise von 299 
auf künftig 280 reduziert.  

Darüber hinaus wird dem 
Deutschen Bundestag aufgege-
ben, eine Reformkommission 
einzusetzen, die sich mit Fra-
gen des Wahlrechts befasst 
und hierzu Empfehlungen er-
arbeitet. 

In erster Lesung haben wir 
diese Woche einen Gesetzent-
wurf zur Änderung des Bun-
deswahlrechts debattiert. Das 
Gesetz soll eine weitere Erhö-
hung der Zahl der Bundes-
tagsabgeordneten entgegen-
wirken.  

Der Entwurf hält am System 
der personalisierten Verhält-
niswahl und an der mit der 
Wahlrechtsänderung von 
2013 eingeführten Sitzzahler-
höhungen zum Ausgleich von 
Überhangmandaten fest. 
Ebenso erfolgt weiterhin eine 
erste Verteilung der Sitze 
nach festen Sitzkontingenten 
der Länder mit bundesweiter 

Die Bundesregierung hat die-
se Woche über den Stand der 
Deutschen Einheit infor-
miert. Der diesjährige Bericht 
widmet sich insbesondere der 
Würdigung der Jubiläen "30 
Jahre Friedliche Revolution 
und 30 Jahre Deutscher Ein-
heit" sowie den Herausforde-

Jahresbericht zum Stand der Deutschen Einheit 
rungen der weiteren wirtschaft-
lichen und sozialen Anglei-
chung.  

Zentrale Themen sind die Über-
windung der regionalen Struk-
turschwächen, die Stärkung des 
dortigen Mittelstands und der 
Forschungslandschaft sowie die 
Bewältigung des demografi-

schen Wandels. Die Ergebnisse 
zeigen, dass die regionalen Un-
terschiede nicht mehr primär 
ein „Ost-West"-Gefälle sind, 
sondern Differenzen zwischen 
strukturschwachen und -
starken Gebieten sowie zwi-
schen urbanen und ländlichen 
Räumen. 

Diese Woche haben wir das 
Gesetz zur Umsetzung der 
Europäischen Abfallrahmen-
richtlinie beschlossen. 
Mit höheren Rücknah-
mequoten für wichtige 
Abfälle, dem Verbot be-
stimmter Einwegkunst-
stoffartikel – wie Plas-
tikbesteck oder Teller – 
und der Erhöhung der 
Anforderungen an Abfallver-
meidungsprogramme der 
Kommunen haben wir wichti-
ge Weichen für die Weiterent-
wicklung der Kreislaufwirt-
schaft gestellt.  

Ziel ist es, mehr Abfälle zur 
Herstellung hochwertiger Pro-
dukte zu nutzen. Dabei wollen 

wir im Bereich der öf-
fentlichen Beschaffung 
vorangehen. Doch das 
kann nur ein erster 
Schritt sein. Es geht 
jetzt darum, den Ein-
satz von Abfällen in der 

Breite zu verbessern. Dazu 
müssen Produktgruppen identi-
fiziert werden, bei denen der 
Einsatz möglich ist. Zudem 
müssen die  wirtschaftlichen 
und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für den Einsatz recycel-

Ziel: Kreislaufwirtschaft 
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«Europa steht vor einer Situation, in der wir 
sagen können: Die Imperien kommen zu-
rück, die alten Imperien kommen zurück. 
Wir können sagen, es gibt mindestens drei: 
Russland, China und die Türkei.» 

(Der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell am Dienstag in der Debatte 
über die Türkei-Politik im Europaparlament.) 
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Stark - Kompetent - Bürgernah 

kommenden Generationen ihre 
Handlungsfähigkeit erhalten 
wollen, dann dürfen wir auch 
keine Schuldenberge hinterlas-
sen. Und dann müssen wir in 
Bildung und Forschung inves-
t i e r e n , 
damit un-
sere Kin-
der und 
Enkel in-
novative, 
technolo-
gische Lö-
s u n g e n 
für die 
Herausforderungen ihrer Zeit 
entwickeln können.  

Ebenso gehören eine sozial ge-
rechte Gesellschaft, eine inno-
vative Wirtschaft und eine mo-
derne öffentliche Infrastruktur 
zum Thema Nachhaltigkeit. 

Wir haben in diesen Bereichen 
schon einiges erreicht und auf 
den Weg gebracht. Als einziges 
Industrieland der Welt steigen 
wir zeitgleich aus Kohle und 
Kernenergie aus und treiben 
den Anteil der erneuerbaren 
Energien am Stromverbrauch 
Jahr für Jahr auf ein neues Re-
kordniveau.  

Wir haben ein starkes 
Klimapaket verabschiedet, mit 
dem wir in den nationalen 
Emissionshandel einsteigen, 
die Gebäude in Deutschland 
energetisch sanieren, den öf-
fentliche Nahverkehr massiv 
ausbauen und das Bahnfahren 
billiger machen. Wir haben 

Die Bewahrung der Schöp-
fung gehört zur DNA der 
Unionsfraktion. Deshalb 
freuen wir uns, dass der 
Deutsche Bundestag in dieser 
Woche zum ersten Mal im 
Rahmen von Nachhaltigkeits-
tagen über Grundprinzipien 
nachhaltiger Politik disku-
tiert hat - angefangen bei der 
Zukunft der Mobilität über 
einen handlungsfähigen 
Staat bis zum Klimaschutz. 

Nachhaltigkeit braucht eine 
ganzheitliche Perspektive, 
die alle Politikbereiche in den 
Blick nimmt. Unser Ziel 
bleibt die Bewahrung der na-
türlichen Lebensgrundlagen 
und der Handlungsspielräu-
me zukünftiger Generatio-
nen. Nachhaltiges Wachstum 
und finanzieller Solidität 
spielen hierbei eine Schlüs-
selrolle. 

Wir betrachten Nachhaltig-
keit als Werkzeug für verant-
wortungsvolle und generatio-
nengerechte Politik heute 
und morgen. Als Leitlinie die-
nen uns hierfür die 17 Nach-
haltigkeitsziele der Vereinten 
Nationen im Rahmen der 
deutschen Nachhaltigkeits-
strategie. Das Erreichen die-
ser Ziele ist der Garant für 
eine wirtschaftlich, sozial 
und ökologisch intakte Welt, 
für unsere und kommende 
Generationen. 

Wenn wir unser Land in die 
Zukunft führen wollen und 

sechs ausgeglichene Haushalte 
in Folge vorgelegt und waren 
deshalb in der Lage, mehr ge-
gen die Corona-Krise zu tun als 
andere Länder. Sich auf dem 
Beschlossenen auszuruhen, ist 

jedoch zu wenig, 
denn all dies sind 
Daueraufgaben. 

Daher haben wir 
uns in einer Gene-
raldebatte und 
acht Einzeldebat-
ten und verschie-
denen Anträgen 

mit allen Facetten der Nachhal-
tigkeit: Neben den Klima- und 
Umweltaspekten von „Mobilität 
der Zukunft“ über „Starke De-
mokratie, handlungsfähiger 
Staat und nachhaltige Finan-
zen“ sowie Bildung, Innovation 
und Digitalisierung bis hin zu 
Arbeit im Wandel sowie Ent-
wicklung und internationale 
Zusammenarbeit. Dabei hat ge-
rade der Themenblock nachhal-
tige Finanzen für die Union ei-
ne besondere Bedeutung, denn 
wie keine andere Fraktion ste-
hen wir für finanzielle Solidität. 

Ein wichtiges Element für eine 
nachhaltige Gesetzgebung wäre 
ein Verfahren zur umfassenden 
Bewertung von Gesetzesfolgen. 
Denn ein Gesetz ist nur dann 
wirklich verantwortungsvoll, 
wenn wir bei der Gestaltung 
nicht nur die kurzfristigen Kos-
ten und Nutzen in Teilberei-
chen, sondern auch die langfris-
tige Wirkung umfassend mit 
berücksichtigen.  

Nachhaltigkeit als Politikmaxime 


